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INFODIENST 13/2017 

Entscheidungen des Bundessozialgerichts 
 
 
 
 
Aktueller Hinweis (Oktober 2016): 
Das in Ziffer 1 dargestellte Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 23. Juli 2002 ist 
nach wie vor aktuell. Auch in jüngerer Rechtsprechung des BSG (z.B. Urteil vom 
21.3.2013 – Az.: B 3 KR 28/12 R) wird auf die grundlegende Entscheidung aus 2002 
verwiesen. 
Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass in § 276 Abs. 2 Satz 2 SGB V inzwischen 
durch das Krankenhausstrukturgesetz vom 10. Dezember 2015 eine gesetzliche 
Klarstellung erfolgt ist: Haben die Krankenkassen oder der Medizinische Dienst für 
eine gutachterliche Stellungnahme oder Prüfung nach § 275 Abs. 1 bis 3 erforderliche 
versichertenbezogene Daten bei den Leistungserbringern angefordert, so sind die 
Leistungserbringer verpflichtet, diese Daten unmittelbar an den Medizinischen Dienst 
zu übermitteln. 
In der Anlage finden Sie einen aktuellen Briefwechsel zwischen BAG FW und der 
Bundesbeauftragten für den Datenschutz zur Umsetzung der o.g. Regelung in § 276 
Abs. 2 SGB V. 
 
Das in Ziffer 2 besprochene Urteil des BSG vom 21.11.2002 zur ambulanten Pflege in 
Schulen/Kindertagesstätten ist überholt. Bekanntlich regelt § 37 Abs. 1 und 2 SGB V 
mittlerweile ausdrücklich, dass häusliche Krankenpflege auch in Schulen oder 
Kindergärten beansprucht werden kann. Für Menschen mit Behinderung ist auf die 
aktuelle Urteil des BSG vom 22.4.2015 – B 3 KR 16/14 R- hinzuweisen, mit dem 
entschieden wurde, dass ein Anspruch auf häusliche Krankenpflege nach § 37 Abs. 2 
SGB V wegen medizinisch notwendiger Insulininjektionen in einer vollstationären 
Einrichtung der Hilfe für behinderte Menschen bestehen kann, wenn diese Einrichtung 
aufgrund der bestehenden Verträge, der Leistungsbeschreibung, ihrem 
Aufgabenprofil und ihrer sächlichen und personellen Ausstattung über die im Rahmen 
der Eingliederungshilfe zu erbringenden einfachsten Maßnahmen keine medizinische 
Behandlungspflege schuldet. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Clearingstelle möchte Sie auf zwei interessante Entscheidungen des 
Bundessozialgerichts aufmerksam machen, die für die Praxis von durchaus erheblicher 
Relevanz sind. Zum einen geht es um die Frage, ob die Krankenkassen berechtigt sind, 
selbst Einsicht in Behandlungsunterlagen zu nehmen (1). Im zweiten Fall geht es um die 
Problematik, inwieweit Krankenkassen verpflichtet sind, auch Leistungen der 
Behandlungspflege in einer Tageseinrichtung oder Schule zu erbringen (2). 

1. Einsichtnahme in Unterlagen durch die Krankenkasse 

Mit Urteil vom 23. Juli 2002 (Az: B 3 KR 64/01 R) hat sich das Bundessozialgericht 
zur Problematik der Einsichtnahme durch Krankenkassen in Behandlungsunterlagen 
geäußert. Die beklagte Krankenkasse hatte eine Rechnung des klagenden 
Krankenhauses nur teilweise beglichen und die vollständige Bezahlung von der 
vorherigen Einsichtnahme in die Arzt-, Operations- und Entlassungsberichte 
abhängig gemacht. 

Das Bundessozialgericht hat in der letzten Instanz festgestellt, dass die 
Krankenkasse nicht berechtigt gewesen sei, eine vollständige Zahlung der Rechnung 
von einer vorherigen Einsichtnahme in die Krankenhausakten abhängig zu machen. 

Auch wenn das Urteil für den Bereich der Krankenhäuser, die auch eine gesonderte 
Abrechnungsweise mit den Krankenkassen vereinbart haben, gesprochen wurde, 
lässt sich die entscheidende Kernaussage auf den ambulanten Bereich übertragen. 
So hat das Bundessozialgericht ausdrücklich festgestellt, dass die Einsichtnahme der 
Krankenkassen selbst in die Behandlungsunterlagen der Versicherten auch nicht zur 
Erfüllung der Aufgaben der Krankenkasse nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) 
zwingend erforderlich sei. Weder für die Abrechnung mit den Leistungserbringern 
noch für die Beteiligung des MDKs müsse die Krankenkasse selbst Einsicht in die 
Behandlungsunterlagen nehmen. Es reiche vielmehr aus, gemäß § 275 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 SGB V bei Zweifeln an der sachlich-rechnerischen Richtigkeit einer 
Krankenhausabrechnung eine gutachterliche Stellungnahme des MDK einzuholen. 

Mit dieser Entscheidung bestätigt das Bundessozialgericht letztlich die Auffassung 
der Datenschutzbeauftragten NW, die diese in einem Schreiben vom 07.März 2000 
dargelegt hat. Wir verweisen insoweit auf die Ausführungen im Info- Dienst 5/2000 
vom 06. April 2000. 
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Im Anschluss an die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts sollten 
Sozialstationen, die von Krankenkassen/Pflegekassen aufgefordert werden, 
Dokumentationen oder sonstige Akten von Versicherten zur Verfügung zu stellen, die 
Überlassung ablehnen und lediglich ihre Bereitschaft erklären, die Unterlagen für eine 
Prüfung des MDK zur Verfügung zu stellen. Auch die Haltung der Krankenkassen, 
dass die Unterlagen angefordert werden mit dem Hinweis, man wolle sie seitens der 
Krankenkassen an den MDK weiterleiten, ist zurückzuweisen. Die Krankenkassen 
haben kein Einsichts- und Zugriffsrecht auf die Pflegedokumentation. 

Entgegenstehende Vereinbarungen zum Beispiel im Rahmen von 
Versorgungsverträgen dürften auch spätestens seit dem Urteil des BSG rechtlich 
nicht mehr haltbar sein. 

2. Ambulante Pflege in Schule/Kindertagesstätte 

Mit Urteil vom 21. November 2002 (Az: B 3 KR 13/02 R) hatte das 
Bundessozialgericht darüber zu entscheiden, inwieweit eine beklagte Krankenkasse 
den 1992 geborenen Kläger von Kosten für die selbstbeschaffte ambulante Pflege in 
einer Kindertagesstätte und in der Schule freizustellen hatte. Der Kläger leidet an 
Diabetes und benötigt deshalb regelmäßig Insulininjektionen, die er nicht selbst 
vornehmen kann. Die Eltern des Klägers haben diese Injektionen grundsätzlich 
durchgeführt, bis auf den Zeitraum, wo der Kläger nicht zu Hause war. Während 
dieser Zeit (Aufenthalt in Tagesstätte und Schule) erfolgt die Injektion durch den 
Pflegedienst. Die Krankenkasse hatte die Leistung verweigert mit dem Argument, 
dass die Pflege nicht im Haushalt der Familie des Klägers stattfinde, wie es das 
Gesetz vorschreibe. 

Hierzu hat das Bundessozialgericht nunmehr festgestellt, dass die häusliche 
Krankenpflege auch außerhalb der Familienwohnung erbracht werden könne. Der 
nicht eindeutige Gesetzeswortlaut sei nach dem Gebot einer möglichst weitgehenden 
Verwirklichung der sozialen Rechte dahingehend auszulegen, dass Versicherte bei 
häuslicher Krankenpflege zur Sicherung der ärztlichen Behandlung nicht an das Haus 
gebunden seien. 

Für Sozialstationen, die etwa Kinder in Kindergärten/Tagesstätten und Schulen 
betreuen, bedeutet dies, dass die damit in Zusammenhang stehenden Kosten von 
den jeweils zuständigen Krankenkassen übernommen bzw. erstattet werden müssen. 
Sollten die Krankenkassen sich hier weigern, ist ratsam, dass die Sozialstationsträger 
den Versicherten bzw. Sorgeberechtigten des jeweils behandelten Kindes die Kosten 
in Rechnung stellen, die Versicherten die Geltendmachung der Kosten bei der 
Krankenkasse betreiben und im Bedarfsfall auch unter Hinweis auf das BSG- Urteil 
den Rechtsweg beschreiten. 
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Das Urteil wird voraussichtlich nicht angewendet werden können auf solche Fälle, wo 
Sozialstationen in Behindertenwohnheimen oder Behinderteneinrichtungen Einsätze 
durchführen. Für die in diesem Zusammenhang anfallenden Kosten sind die 
Einrichtungsträger verantwortlich (§§ 43a, 43 SGB XI). 

Mit freundlichen Grüßen 

Peter Frings 

 
Anlage 
Briefwechsel zwischen BAG FW und der Bundesbeauftragten für den Datenschutz zur 
Umsetzung der unter dem aktuellen Hinweis genannten Regelung in § 276 Abs. 2 SGB V 
 



 

 



 

 



 

 

 


